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Seit dem durchschlagenden Erfolg am 26. September 2021 ist es in der Berliner Öffentlichkeit
einigermaßen still geworden um den Volksentscheid „Deutsche Wohnen und Co. enteignen“ (DWe).
Wie kommt das? Was ist los mit der Speerspitze der Berliner MieterInnenbewegung? Kurz gesagt
hat der neue Berliner Senat aus SPD, Grünen und Linkspartei der Enteignungskampagne die
Initiative aus der Hand reißen können.

Falle …

Im Herbst haben 59 % der BerlinerInnen eine klare Ansage getätigt, nämlich: Enteignen! Damit
hatte der Volksentscheid mehr Stimmen als alle Koalitionsparteien des Senats zusammen bei den
gleichzeitig stattfindenden Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus bekommen. Die Entwicklung
seitdem beweist, dass die Monate des Unterschriften Sammelns und Wahlkampfes der leichtere Teil
im Enteignungskampf waren. Seitdem besteht die Gefahr, dass sich die Kampagne festfahren lässt.
Zuerst knickte die Linkspartei ein und ließ die Umsetzung des Volksentscheides als Bedingung ihrer
Regierungsbeiteilung fallen – damit ließ sie nicht nur die Kampagne im Stich, sondern vor allem
Millionen MieterInnen, die sich mit dem Ja zur Enteignung eine Entspannung auf dem
Wohnungsmarkt erhofften. Schließlich wählte das Abgeordnetenhaus den neuen Senat und nun
steht mit Andreas Geisel ein bürgerlicher Hardliner im Amt des Stadtentwicklungs-, Bau-, und
Wohnungssenators.

Nun heißt es: Volksentscheid in Geisel-Haft!

Wir können nun viel lernen. Es war schon vor dem Volksentscheid klar, dass die Giffey-Geisel-
Immobilienlobby-SPD eine Enteignung niemals umsetzen würde. Was kratzt die Sozialdemokratie
ein WählerInnenwille denn noch nach der Wahl? Nun sehen wir, wie genau der Senat versucht, den
Volksentscheid zu lähmen. Völlig ignorieren kann Geisel den Druck nicht, und so sagt er sich: „Habe
ich meine eigene Mission, gründe ich eine ExpertInnenkommission.“ Sie soll nicht etwa
schnellstmöglich zur Enteignung der Immobilienhaie voranschreiten, sondern ein Jahr (!) lang
prüfen, ob das Ganze rechtlich und wirtschaftlich machbar ist.

DWe hat sich unterdessen mehrheitlich darauf eingelassen und will sich daran beteiligen. Auf
gewisse Weise musste es das sogar tun, andernfalls hätte der Senat bequem auf die Kampagne
zeigen und sagen können: „Die wollen nicht reden – so gibt das mit der Enteignung nichts.“

Das Ganze ist natürlich nichts anderes als eine geschickt gestellte Falle, die die Umsetzung des
Volksentscheids verschleppen und sabotieren und die DWe-Kampagne – den radikaleren und
bestorganisierten Teil der MieterInnenbewegung Berlins – durch Einbindung schwächen soll. Nun
gilt, es dem Geisel-Nehmer nicht auf den Leim zu gehen.

 … nicht reintappen, DWe!

Wir sollten nichts, gar nichts von einer solchen ExpertInnenkommission erwarten. Es kann nur
darum gehen, sie als Verschleppungstaktik des Senats zu entlarven und zu Fall zu bringen, anstatt
selbst darauf hereinzufallen.
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Geisel selbst hat mehr als deutlich gemacht, dass die ExpertenInnenkommission dem Senat
unterstellt ist – und sonst niemand. DWe hatte gefordert, dass dem Abstimmungsergebnis
entsprechend 59 % der Kommissionsplätze aus der Kampagne kommen sollen. Abgelehnt! Geisel
verhandelt nicht darüber. DWe wird zwar eingeladen werden, aber die Konditionen bestimmt der
Senat, der selbstverständlich die Wohnungskonzerne mit an den Tisch holen wird.

Es gilt, die ExpertInnenkommission vor den Augen der BerlinerInnen zu enttarnen: Am 26.9. ist das
„Ob Enteignen“ entschieden worden und über das „Wie Enteignen“ liegt ein Gesetzesentwurf vor.
Das Votum der BerlinerInnen respektieren heißt nicht nur, es umzusetzen, sondern DWe mindestens
auch die Mehrheit der Sitze in der ExpertInnenkommission anzubieten. Die Immobilienlobby hat
dort gar nichts verloren!

Die zentralen Bruchpunkte gegenüber der Kommission sollten sein: Definitive und sofortige
Umsetzung, öffentliche Tagungen und Transparenz sowie Mehrheit für die MieterInnenbewegung in
ihr. Sollten diese Forderungen nicht eingehalten werden, ist die Teilnahme an dem Format
schädlich, da sich der Senat mit DWe in der Kommission profilieren kann, aber wir auf der anderen
Seite weder ein konstruktives Ergebnis erhalten noch unsere Teilnahme politisch zum Bruch mit ihm
und für Alternativen nutzen können. DWe macht sich dann zum linken Feigenblatt einer Politik, die
die Enteignung verschleppt und verhindert!

Mit Geisels Absage an eine DWe-Mehrheit in der Kommission ist eigentlich schon Grund genug
gegeben, mit dem Senat und seinen Spielchen zu brechen. So oder so sollten wir den ersten Tag der
Kommission mit einer Großdemo begleiten.

Klassenkampf statt Geisel-Haft!

Seit dem 26. September zeigen sich die engen Grenzen des Volksentscheids. Jenseits der
Haustürgespräche und der Wahlkampfstände liegt das wahre Schicksal des Volksentscheides in den
Händen von Staat und Senat!

Trotzdem unterstützen wir den Vorstoß von vielen in DWe, unmittelbar einen
Gesetzesvolksentscheid (GVE; für den Senat wäre dieser bindend) vorzubereiten. Wir sollten uns
aber auch im Klaren sein, dass die staatlichen Grenzen dafür fast genauso eng sind wie jetzt. Wenn
ihn der Senat nicht verschleppt, ist es gut möglich, dass er vom Verfassungsgericht kassiert wird.

Ein Gesetzesvolksentscheid kann nur dazu dienen, das zu mobilisieren und aufzubauen, was wir im
letzten Jahr verpasst haben: Eine MieterInnenbewegung, die aus sich heraus die Enteignung
erzwingen kann. Sie muss weit über das hinauskommen, was heute die Kiezteams repräsentieren.
Sie muss tatsächlich in Stadtteilen und Betrieben verankert sein und MieterInneninitiativen,
Gewerkschaften und die Kampagne in MieterInnenkomitees zusammenführen, die Ernst machen
können – mit kollektivem Mietboykott und politischem Streik für die Enteignung. Im Unterschied
zum bisherigen Volksentscheid darf DWe seine Blauäugigkeit diesmal nicht wiederholen: Es muss
davor warnen, das Schicksal seiner Umsetzung (im Erfolgsfall) wieder letztendlich dem bürgerlichen
Staat und seiner Justiz zu überlassen. Vielmehr müssen wir betonen, dass eine erneute
Volksentscheidskampagne den Schwerpunkt auf Mobilisierung und Organisierung der MieterInnen
und ArbeiterInnenbewegung mittels o. a. Klassenkampfmethoden hin zu ihrer Transformation in
eine wirksame Gegen- und Kontrollmacht über den Wohnungssektor legen muss. Vertrauen auf die
eigene Kraft, Misstrauen in Staatsapparat, Justiz und Parlament sind diesmal angesagt!

Das Mietendeckeldebakel hat außerdem gezeigt, dass eine vereinheitliche, bundesweite
MieterInnenbewegung entstehen muss. Notwendig ist dafür, alle bundesweit vorhandenen
MieterInnenorganisationen, Initiativen und Vereine, zudem die mit der Regierungs- und



Senatsbeteiligung Unzufriedenen aus SPD und LINKE sowie kämpferische GewerkschafterInnen auf
einer Aktionskonferenz zusammenzubringen. So können wir es nicht nur mit dem Geisel-Nehmer,
sondern auch der Immo-FDP-Ampel aufnehmen!


